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Disclaimer

Die Informationen in dieser Präsentation dienen ausschließlich Unterrichtungszwecken. Sie haben 
keinen Beratungsinhalt. Die Informationen sind mit der gebotenen Sorgfalt zusammengestellt, sie 
können dennoch Fehler oder Rechtsmeinungen enthalten, die von denen der Finanzverwaltung oder 
von Gerichten abweichen.  

 Für Entscheidungen, die der Verwender der Präsentation auf Grund der enthaltenen Informationen trifft, 
übernehmen wir keine Verantwortung. Die Informationen enthalten keine individuelle rechtliche, 
buchführungstechnische, steuerliche oder sonstige fachliche Auskunft oder Empfehlung. Sie sind nicht 
geeignet, eine individuelle Beratung durch fachkundige Personen unter Berücksichtigung der konkreten 
Umstände des Einzelfalles zu ersetzen.  

 Wir behalten uns das Recht vor, die in dieser Präsentation dargelegten Informationen jederzeit zu 
verändern oder zu aktualisieren. 

 Es gilt deutsches Recht und die Zuständigkeit deutscher Gerichte.
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Gliederung

Einleitung und Grundlagen

Flexible Gehaltsbestandteile und Kernbereichslehre

Zielvereinbarungen und Zielvorgaben

Provisionen

Zulagen (z.B. bei Erschwernis, Überstunden etc.)

Anwesenheitsprämien

Kürzung von Sonderzahlungen bei Krankheit

Sachleistungen als Gehaltsbestandteil (Dienstwagen, Kitaplätze, Handy, Fahrrad, Fitnessstudio)



Einleitung und 
Grundlagen



Der Ausgangspunkt

§ 611a Arbeitsvertrag BGB

(1) 1Durch den Arbeitsvertrag wird der Arbeitnehmer im Dienste eines anderen zur Leistung
weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet. 2Das 
Weisungsrecht kann Inhalt, Durchführung, Zeit und Ort der Tätigkeit betreffen. 3Weisungsgebunden ist, 
wer nicht im Wesentlichen frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. 4Der 
Grad der persönlichen Abhängigkeit hängt dabei auch von der Eigenart der jeweiligen Tätigkeit ab. 5Für 
die Feststellung, ob ein Arbeitsvertrag vorliegt, ist eine Gesamtbetrachtung aller Umstände 
vorzunehmen. 6Zeigt die tatsächliche Durchführung des Vertragsverhältnisses, dass es sich um ein 
Arbeitsverhältnis handelt, kommt es auf die Bezeichnung im Vertrag nicht an.

(2) Der Arbeitgeber ist zur Zahlung der vereinbarten Vergütung verpflichtet.

Normativer Ansatz 
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Ausgangspunkt
Synallagma

Gehalt

Arbeitgeber Arbeitnehmer

Arbeitsleistung
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Äquivalenzverhältnis: Leistung - Gegenleitung
Entgelt = Geld 

40 h/
Woche

Monats-
gehalt
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Grenzen

§ 107 GewO Berechnung und Zahlung des Arbeitsentgelts

(1) Das Arbeitsentgelt ist in Euro zu berechnen und auszuzahlen.

(2) 1Arbeitgeber und Arbeitnehmer können Sachbezüge als Teil des Arbeitsentgelts vereinbaren, 
wenn dies dem Interesse des Arbeitnehmers oder der Eigenart des Arbeitsverhältnisses 
entspricht. 2Der Arbeitgeber darf dem Arbeitnehmer keine Waren auf Kredit überlassen. 3Er darf ihm 
nach Vereinbarung Waren in Anrechnung auf das Arbeitsentgelt überlassen, wenn die Anrechnung zu 
den durchschnittlichen Selbstkosten erfolgt. 4Die geleisteten Gegenstände müssen mittlerer Art und 
Güte sein, soweit nicht ausdrücklich eine andere Vereinbarung getroffen worden ist. 5Der Wert der 
vereinbarten Sachbezüge oder die Anrechnung der überlassenen Waren auf das Arbeitsentgelt darf die 
Höhe des pfändbaren Teils des Arbeitsentgelts nicht übersteigen.

(3) 1Die Zahlung eines regelmäßigen Arbeitsentgelts kann nicht für die Fälle ausgeschlossen werden, in 
denen der Arbeitnehmer für seine Tätigkeit von Dritten ein Trinkgeld erhält. 2Trinkgeld ist ein Geldbetrag, 
den ein Dritter ohne rechtliche Verpflichtung dem Arbeitnehmer zusätzlich zu einer dem Arbeitgeber 
geschuldeten Leistung zahlt.

Truck-Verbot
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Bsp. für das Truckverbot

Unternehmen braut & verkauft Bier

Hintergrund: kein Abwälzen des wirtschaftlichen Risikos
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Bsp. für das Truckverbot

Unternehmen braut & verkauft Bier

Hintergrund: kein Abwälzen des wirtschaftlichen Risikos
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Verteilung des wirtschaftlichen Risikos

Kerngedanke des Arbeitsrechts: 

Der Arbeitgeber hat den Vorteil, dass er fremde Arbeitskraft in seinem (wirtschaftlichen) Interesse 
einsetzen kann und so den Vorteil der Vervielfachung seiner eigenen Arbeitskapazitäten hat.

Aufgrund dessen muss er auch die Nachteile dessen Tragen, dass die Arbeitnehmer ihre Arbeitskraft 
nicht in ihrem Eigeninteresse einsetzen können.

à Risiko die Arbeitskraft gewinnbringend einzusetzen, trägt der Arbeitgeber

à mangelnde Gewinnchance der Arbeitnehmer wird durch „sicheren“ Arbeitslohn kompensiert 

à ein flexibles Gehalt läuft dem zuwider

à nur ein (kleiner) Teil des Gehalts darf mit einem Risiko versehen sein

Arbeitgeber à Risiko Arbeitskraft wirtschaftlich sinnvoll einsetzen zu können
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Flexible 
Gehaltsbestand-

teile und 
Kernbereichslehre



Flexible Gehaltsbestandteile 

(P): Wie viel flexibles Gehalt geht?

à Mathematisch möglich 0% Fixum und 100% flexibel

Grundsätzlich hat der Arbeitgeber wegen der Ungewissheit der wirtschaftlichen Entwicklung des 
Unternehmens und der allgemeinen Entwicklung des Arbeitsverhältnisses ein anerkennenswertes 
Interesse daran, bestimmte Leistungen, insbesondere „Zusatzleistungen“, flexibel auszugestalten. 
Dadurch darf aber das Wirtschaftsrisiko des Unternehmers nicht auf den Arbeitnehmer verlagert werden. 
Eingriffe in den Kernbereich des Arbeitsvertrags sind nach der Wertung des § 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB 
unzulässig. (BAG NZA 2005, 465; BAG NZA 2007, 87)

Kernbereichslehre
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Flexible Gehaltsbestandteile 

Dogmatischer/normativer Ansatz:

Leitbild des § 615 S. 1, 3 BGB à Betriebs- und Wirtschaftsrisiko beim Unternehmer (Arbeitgeber)

Risiko = 100% beim Arbeitgeber 

Abweichungen nur in den Grenzen des § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB „unangemessene Benachteiligung ist im 
Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestimmung … mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen 
Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist “

Was ist zu viel?

à 30 % Risiko = zu viel

Abhängig vom Verdienst? (d.h. mehr Spielraum bei hohem Verdienst?)

à Nein (entschieden für die Boni eines Fußballtrainers bei Punktprämie; LAG Hamm, 11.10.2011 – 14 
Sa 543/11) 

D.h. keine Zielvereinbarungen, Prämien oder Boni, die 30% des Gesamtgehaltsausmachen oder mehr

Kernbereichslehre
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Flexible Gehaltsbestandteile 

Gesamtgehalt

Kernbereichslehre

flexibel

fixunberührt mind. 70 %
besser 75%

max. 30 %
besser 25%
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Gesamtgehalt

Flexible Gehaltsbestandteile 
Rechtsfolge unwirksamer Vereinbarung

flexibel

fixz.B. 60 %

z.B. 40 %
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z.B.: fix 3.000 Euro, flexibel 2.000 Euro

Gesamtgehalt

z.B.: fix 5.000 Euro

100 %



Zielverein-
barungen und 
Zielvorgaben



Geschuldete Leistung

(P): Der Arbeitnehmer schuldet KEINEN Erfolg, sondern nur Tätigwerden (Bemühen um den Erfolg)

Eine Vergütung kann nur in sehr engen Grenzen an den Erfolg gekoppelt werden (Klassiker früher: 
Akkordarbeit).

Ein Arbeitnehmer schuldet nur Arbeit „mittlerer Art und Güte“ (Gattungsschuld).

Will man an den Erfolg anknüpfen, so kann man dies durch zusätzliche Ziele erreichen, die „losgelöst“ 
vom „normalen“ Arbeiten sind.

D.h., wenn der Arbeitnehmer die Ziele (meist Erfolge) nicht erreicht, so bekommt er trotzdem immer sein 
Gehalt. Wenn er die vorgegebenen oder vereinbarten Ziele erreicht, so erhält er mehr.

à dies motiviert (kostet aber)

Arbeitsvertrag ≠ Werkvertrag
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Motivation durch Ziele?

Anteil am Gehalt

Konstrukt der Zielerreichung als Auslöser für Boni 
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Ziele
Einseitig vorgegeben ./. gemeinsam vereinbart
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ZielvereinbarungZielvorgaben

Ziele

Unternehmens-
ziele

persönliche 
Ziele

Unternehmens-
ziele

persönliche 
Ziele



Ziele

Ziele in der Zielvereinbarung müssen so konkret wie möglich bestimmt sein.

- persönliche Ziele:

- messbare Ziele (z.B. Aufgabenerfüllung, Vertragsabschlüsse, Terminstreue, Bestehen von 
Fortbildungen, kein Überschreiten von Fehlzeiten [Krankheitstage] etc.)

- zu bewertende Ziele (Führungsqualität, Mitarbeiter/-Kollegenumgang, Kundenbetreuung etc.)
(P): hier kann schnell Streit entstehen, da ist Voraussicht geboten (Schlichtungsstelle oder 
Schlichtungsverfahren vereinbaren?)

- Unternehmensziele (meist Jahresumsatz, Gewinn [weniger geschickt, da man den dann offenlegen 
muss], Marktanteil, Kosteneinsparziel; sehr oft: EBIT (earnings before interest and taxes, deutsch; 
Gewinn vor Zinsaufwand und Steuern)

Inhalt
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Zielerreichung

Es kann theoretisch eine schwarz oder weiß Regelung sein, dies ist jedoch „ungeschickt“ für die 
Motivation!

In der Regel wird die Erreichung in Stufen gemessen und aus diesen ein Schlüssel für die Auskehr des 
Bonus bestimmt. 

z.B. Aufgabenerfüllung: Inwieweit deckte der Arbeitnehmer die ihm übertragenen Aufgaben mit 
Ergebnissen ab?

Es können auch mehrere Ziele kombiniert werden und dann ein Erfüllungsgrad durch Addition mit 
anschließender Division durch die Anzahl der Ziele bestimmt werden oder auch Faktoren hierfür ….

Maßstab
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100%Alle übertragenen Aufgaben wurden uneingeschränkt erledigt; es wurden darüber hinaus 
zusätzliche Aufgaben übernommen.

75%Alle übertragenen Aufgaben wurden uneingeschränkt erledigt.
50%Von den übertragenen Aufgaben wurden nur wenige nicht erledigt.
25%Von den übertragenen Aufgaben wurden mehrere, zum Teil auch wichtige, nicht 

ausreichend erledigt.



Zielerreichung

Bei den Unternehmenszielen kann es sich anbieten, eine Range vorzusehen (0% bis 150%).

Meist werden aus den persönlichen Zielen und Unternehmenszielen Kombinationswerte ermittelt. 

D.h., es kann sein, dass der Gesamtbonus von bestenfalls 100% sich z.B. aus 70% Erreichung der 
persönlichen Ziele und 30% der Unternehmensziele zusammensetzt.

Es ist aber auch denkbar zwei Boni vorzusehen, die sich jeweils nach den beiden Kategorien einzeln 
richten. Hier ist viel Kreativität möglich.

Tipp: Bei „normalen“ Arbeitnehmer bietet es sich an, den Anteil des Bonus an bzgl. der 
Unternehmensziele nicht zu hoch anzusetzen, da dieser sich zwar positiv auf die Identifikation mit dem 
Unternehmen auswirkt, aber den Leistungsanreiz geringer belässt. Denn nur auf den Leistungsanteil hat 
der Arbeitnehmer unmittelbar Einfluss.

Maßstab
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Ziele

Zielvorgaben ≠ Zielvereinbarung

Zielvorgaben = einseitige Arbeitsanweisungen des Arbeitgebers bestimmte Ziele (z.B. Mengen, 
Stückzahlen, Verkaufsabschlüsse) in einer vorgegebenen Zeit (Monat, Jahr) zu erreichen (Erfolg ist nicht 
geschuldet)

Zielvereinbarung = Vereinbarung eines persönlichen oder unternehmensbezogenen Ziels, das bei 
Erreichung (meist prozentual) zur Zahlung eines Bonus (prozentual) führt

à keine Verpflichtung, das Ziel zu erreichen

Einseitig vorgegeben ./. gemeinsam vereinbart
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Bonuszahlungen aufgrund von Zielen in drei Stufen

In der Praxis drei Elemente:

1. Rahmenvereinbarung (Arbeitsvertrag, Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung)

a) i.d.R. Art der Ziele (persönl. oder unternehmensbezogene)

b) Verfahren der Zielfestlegung

c) Feststellungsprocedere der prozentualen Zielerreichung

d) Bewertung von nicht erbrachten Arbeitszeiten (Freistellung oder Krankheit) (Anrechnung der Tage 
mit Entgeltfortzahlung)

e) Ermittlungsprocedere der Bonushöhe 

f) Umgang mit unterjährigem Ein- und Austritt und Freistellung

g) Fälligkeit der Zahlung

h) Folgen unterbliebener Zielvereinbarungen

Zielvereinbarungen bzw. Zielvorgabe
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Bonuszahlungen aufgrund von Zielen in drei Stufen

2. Zielfestlegung (nur Anspruch auf Festlegung, wenn Rahmenvereinbarung besteht)
a) Inhalt:

(1) selbst Ermessen möglich (beachte aber § 315 Abs. 3 BGB, ggf. gerichtliche Kontrolle & keine 
Kontrolle nach § 307 Abs. 1 S. 1 BGB und auf Transparenz gem. § 307 Abs. 1 S. 2 BGB achten 
/// bei freiem Ermessen unangemessene Benachteiligung i.S.v. § 307 Abs. 1 S. 1 i.V.m. Abs. 2 
Nr. 1 BGB)

(2) Einflussnahmemöglichkeit auf den Inhalt durch Arbeitnehmer (ebenbürtige Machtposition des 
Arbeitnehmers erforderlich)

(3) Ziele müssen erreichbar sein!!!
b) Beachte: Wer hat Initiativrecht? à folgt aus Rahmenvereinbarung; Rspr.: Initativpflicht des 

Arbeitgebers für Verhandlungen

Zielvereinbarungen bzw. Zielvorgabe
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Bonuszahlungen aufgrund von Zielen in drei Stufen

3. Zielbewertung (Maßstab in Rahmenvereinbarung, ggf. innerbetriebliche Schlichtungsstelle 
vorgesehen [kann aber nicht zum Ausschluss des gerichtl. Verfahrens führen])

Folgen von Nichtabschlüssen einer Zielvereinbarung trotz Pflicht in der Rahmenvereinbarung:

- § 280 Abs. 1, 2 oder 3 BGB i.V.m. § 286 BGB oder § 283 BGB

- Schadensersatz § 252 BGB à hypothetische Zielvereinbarung 
BAG: Grds. davon auszugehen, dass Arbeitnehmer 100% erreicht hätte (BAG NZA 2008, 409); 
Ausnahme: Arbeitgeber kann darlegen, dass wohl nicht (Indiz: Verfehlung in den Vorjahren)

Zielvereinbarungen bzw. Zielvorgabe
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Bonuszahlungen aufgrund von Zielen in drei Stufen

BAG 12.12.2007 – Az. 10 AZR 97/07 Leitsätze:

1. Hat der Arbeitnehmer auf Grund einer Rahmenvereinbarung im Arbeitsvertrag Anspruch auf einen 
Bonus in bestimmter Höhe, wenn er die von den Arbeitsvertragsparteien für jedes Kalenderjahr 
gemeinsam festzulegenden Ziele erreicht, steht ihm wegen entgangener Bonuszahlung Schadensersatz 
zu, wenn aus vom Arbeitgeber zu vertretenden Gründen für ein Kalenderjahr keine Zielvereinbarung 
getroffen wurde.

2. Der für den Fall der Zielerreichung zugesagte Bonus bildet die Grundlage für die Schadensermittlung.

3. Trifft auch den Arbeitnehmer ein Verschulden am Nichtzustandekommen der Zielvereinbarung, ist 
dieses Mitverschulden angemessen zu berücksichtigen.

Rspr. zu Zielvereinbarungen
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Inhaltskontrolle der Zielvereinbarung

Inhaltskontrolle gem. § 307 Abs. 1 S. 1 BGB

Alte BAG-Rspr.: Anknüpfen an ungekündigtes Arbeitsverhältnis à wirksam (NZA 2009, 783)

Neuere BAG-Rspr.: nicht bei Abgeltung von Leistungen (BAG NZA 2013, 273)

Widerrufsvorbehalt: nur, wenn nicht mehr als 25% der Gesamtvergütung (BAG NZA 2005, 465)

Freiwilligkeitsvorbehalt: mgl., aber Transparenzgebot; bereits erreichtes Ziel kann nicht mehr entzogen 
werden

Zielvereinbarungen
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Probleme bei der Vereinbarung von Zielen

„Hat sich der Arbeitgeber vertraglich verpflichtet, mit dem Arbeitnehmer für eine Zielperiode Ziele zu 
vereinbaren, an deren Erreichen eine Tantieme oder Bonuszahlung geknüpft ist, erfüllt er diese 
Vertragspflicht regelmäßig nur, wenn er mit dem Arbeitnehmer Verhandlungen über den Abschluss einer 
Zielvereinbarung führt und es diesem ermöglicht, auf die Festlegung der Ziele Einfluss zu nehmen.“

„Die Möglichkeit der Einflussnahme ist nur gegeben, wenn der Arbeitgeber den Kerninhalt der von ihm 
vorgeschlagenen Zielvereinbarung ernsthaft zur Disposition stellt und dem Arbeitnehmer 
Gestaltungsfreiheit zur Wahrung seiner Interessen einräumt.“

BAG Urt. v. 03.07.2024, 10 AZR 171/23 = BeckRS 2024, 24142

Zielvereinbarungen
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Probleme bei der Vereinbarung von Zielen

Mitbestimmung:

- Bei entgeltbezogenen Zielvereinbarungen: § 87 Abs. 1 Nr. 10 und ggf. Nr. 11 BetrVG

- Bei nichtentgeltbezogenen Zielvereinbarungen: oft § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG

à Auskunfts- und Informationsanspruch gem. § 80 Abs. 2 BetrVG

Mitbestimmungsrechte bei Zielvereinbarungen
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Provisionen



Provision

Leistungsabhängiger & erfolgsabhängiger variabler Gehaltsbestandteil

Bei der Gestaltung ist insbesondere auf folgendes zu achten:

• Transparenz und Bestimmtheit (Höhe u. Berechnung, Fälligkeit, ggf. Rückforderungsregelungen)

• Zeitliche Entstehung eines Provisionsanspruchs (Abschluss des Geschäfts/Zahlung durch den 
Kunden)

• Festlegung des Bezirks/Kundenkreis/Verkaufsprodukte/Vertriebsgebiet

Formen
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AbsatzprovisionAbschlussprovision

Umsatzprovision Gewinnprovision Neukundenprovision

Vermittlungsprovision



Handelsrecht

Erhält der Arbeitnehmer neben seiner Grundvergütung vereinbarungsgemäß eine Provision, sind 
über § 65 HGB die für Handelsvertreter geltenden Vorschriften der § 87 Abs. 1, 3 HGB sowie §§ 87a–
87c HGB anzuwenden.

§ 87 Abs. 1 HGB

(1) 1Der Handelsvertreter hat Anspruch auf Provision für alle während des Vertragsverhältnisses
abgeschlossenen Geschäfte, die auf seine Tätigkeit zurückzuführen sind oder mit Dritten
abgeschlossen werden, die er als Kunden für Geschäfte der gleichen Art geworben hat.

• Provisionsanspruch ist grundsätzlich endgültig verdient, wenn das Geschäft abgeschlossen
(§ 87 Abs. 1, 3 HGB) ist und es vom Arbeitgeber ausgeführt ist (§ 87a Abs. 1 HGB). Ist die Höhe der
Provision nicht bestimmt, ist der übliche Satz als vereinbart anzusehen (§ 87b Abs. 1 HGB).

• Der Arbeitnehmer hat auch dann einen Anspruch auf Provision, wenn feststeht, dass der Arbeitgeber
das Geschäft ganz oder teilweise nicht oder nicht so ausführt, wie es abgeschlossen worden ist
(§ 87a Abs. 3 HGB).

• Die Anspruchsentstehung ist arbeitsvertraglich disponibel.

Gesetzliche Anspruchsbegründung – normativer Ansatz
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Überhangprovision

Provisionsanspruch auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses (Überhangprovision): 

a) Das Geschäft ist vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses abgeschlossen, wird indessen vom
Arbeitgeber erst nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses ausgeführt;

b) Das Geschäft ist innerhalb einer angemessenen Frist nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
abgeschlossen, der Arbeitnehmer hat das Geschäft indessen vermittelt/eingeleitet und so vorbereitet,
dass der Abschluss überwiegend auf seine Tätigkeit zurückzuführen ist, § 87 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 HGB;

c) Das Angebot des Dritten für ein provisionspflichtiges Geschäft geht dem Arbeitgeber
oder Arbeitnehmer vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu, § 87 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 HGB.

Provisionsanspruch nach Vertragsende?
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Praxistipp: Abdingbarkeit bei Arbeitnehmern qua Arbeitsvertrag?

• nur mit sachlichem Grund (BAG, Urt. v. 20.8.1996 - 9 AZR 471/95)

• Vermindert eine vom Arbeitgeber vorformulierte Klausel die Überhangprovision ohne Ausgleich
pauschal auf die Hälfte der vereinbarten Provision, benachteiligt dies den Arbeitnehmer
unangemessen (BAG, Urt. v. 20.2.2008 - 10 AZR 125/07).



Provision

Lohnfortzahlungspflicht in den Fällen von Krankheit (§ 4 Abs. 1 EFZG), Urlaub (§ 11 BUrlG) und an
Feiertagen (§ 2 EFZG).

§ 4 EFZG – Höhe des fortzuzahlenden Arbeitsentgelts

(1a) …2Erhält der Arbeitnehmer eine auf das Ergebnis der Arbeit abgestellte Vergütung, so ist der
von dem Arbeitnehmer in der für ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit erzielbare
Durchschnittsverdienst der Berechnung zugrunde zu legen.

Krankheit, Urlaub und Feiertage – „Lohn ohne Arbeit“
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Grundgehalt Fiktive
Provision

Durchschnittswert auf Grundlage eines sachgerechten
Referenzzeitraums:

LAG Köln, Urt. v. 8.5.2020 – 4 Sa 662/19: 
Einzelfallentscheidung! Je stärker die Provisions-

Schwankungen, desto länger der Referenzzeitraum.

4 Wochen/ Monat/ Jahr/ 13 Wochen/ der Vorjahreszeitraum?



Provision
Krankheit, Urlaub und Feiertage – „Lohn ohne Arbeit“
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Urlaubsentgelt:

Während des Urlaubs ist das Urlaubsentgelt auf Basis des Provisionsdurchschnitts der letzten
abgerechneten 13 Wochen vor Urlaubsantritt zu zahlen (§ 11 BUrlG). Provisionen, die während des
Urlaubs fällig werden, dürfen hierauf nicht angerechnet werden. Eine abweichende für
den Arbeitnehmer ungünstigere Berechnungsmethode kann nur durch Tarifvertrag, nicht jedoch durch
Einzelarbeitsvertrag festgelegt werden (§ 13 BUrlG).



Provision
Krankheit, Urlaub und Feiertage – nota bene!
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Ausschlussfristklausel



Zulagen 
(z.B. bei Erschwernis, 
Überstunden etc.)



Zulagen
Formen - Beispiele
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Leistungszulagen

Erschwerniszulagen

Nachtschicht- und 
Wechselschichtzulagen

Sozialzulagen

Zulagen für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit

Schmutzzulage, Hitze- oder Kältezulage, Lärmzulage, 
Zulagen für weite Entfernung zum Arbeitsplatz

Kinder- und Familienzuschläge 

Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit

Ausgleich für die erschwerten Arbeitsbedingungen

Besondere Leistungen, Projektzulage 



Zulagen

• Geeignetes Steuerungsinstrument, um eine finanzielle Attraktivität besonderer 
Arbeitsbedingungen, die sonst ggf. als misslich empfunden werden, herzustellen.

• Der Widerruf einer vorbehaltlos gewährten Leistungszulage ist unzulässig und bei Nachlassen der 
Leistung auch nicht unter Berufung auf die Störung der Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB) möglich.

• Mögen sie auch freiwillig gewährt werden, stellen sie dennoch einen Teil der Vergütung dar, sind also 
Gegenleistung für die erbrachte Arbeitsleistung.

Formen
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Zulagen

• Unterscheidung zwischen Zulagen und Gehalt

Zulagen müssen klar als solche im Vertrag definiert sein, sonst könnten sie als Teil des Grundgehalts 
angesehen werden.

Problematisch, wenn Zulagen dauerhaft und regelmäßig (ohne vorherige Regelung) gezahlt werden, 
könnten sie Anspruch auf eine feste Gehaltskomponente begründen („betriebliche Übung“).

• Einfluss auf Kündigungsschutz und Entgeltfortzahlung

Zulagen, die fester Bestandteil des Arbeitsentgelts sind, sind bei der Berechnung von Abfindungen, 
Krankengeld, Urlaubsgeld oder im Rahmen der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall zu berücksichtigen.

• Gleichbehandlung aller vergleichbaren Mitarbeiter ist zu gewährleisten.

Allgemeines 
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Zulagen

Widerrufsvorbehalte sind unter Beachtung des § 308 Nr. 4 BGB möglich.

In AGB ist insbesondere unwirksam, die Vereinbarung eines Rechts des Verwenders, die versprochene 
Leistung zu ändern oder von ihr abzuweichen, wenn nicht die Vereinbarung der Änderung oder 
Abweichung unter Berücksichtigung der Interessen des Verwenders für den anderen Vertragsteil 
zumutbar ist.

Zu konkretisieren sind die Gründe (wirtschaftliche Gründe, Leistung oder Verhalten des Arbeitnehmers), 
auf die der Arbeitgeber seinen Widerruf stützen möchte, und auch der Grad der Störung. Auch Art und 
Höhe der zu widerrufenden Gehaltsbestandteile sind genau zu definieren. 

Widerruf - Inhaltskontrolle
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Im Einzelnen: 

• Eine Widerrufsmöglichkeit „im Fall der wirtschaftlichen Notlage“ hat das BAG als ausreichende 
Konkretisierung gewertet (BAG 24.1.2017, NZA 2017, 777 Rn. 20). 

• Nicht ausreichend: „wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens“ (BAG, Urt. v. 12.1.2005 - 5 AZR 
364/04) oder „wirtschaftliche Gesichtspunkte“ (BAG, Urt. v. 13.4.2010 - 9 AZR 113/09).

Zulagen
Widerruf – Möglichkeiten 
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Beachte: Das Wirtschaftsrisiko des Unternehmers darf nicht auf den Arbeitnehmer verlagert 
werden!

• Der widerrufliche Teil des Gesamtverdienstes, der als Gegenleistung für die Arbeitsleistung gezahlt 
wird, muss nach Auffassung des BAG unter 25 % liegen und der Tariflohn darf nicht unterschritten 
werden (BAG, Urt. v. 11.10.2006 - 5 AZR 721/05).



Zulagen

Zulagen dürfen einzelne Arbeitnehmer nicht diskriminieren. 

BAG, Urt. v. 5.12.2024 - 8 AZR 370/20

Eine tarifvertragliche Regelung, die unabhängig von der individuellen Arbeitszeit für
Überstundenzuschläge das Überschreiten der regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten
voraussetzt, behandelt teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer wegen der Teilzeit schlechter als vergleichbare
Vollzeitbeschäftigte. Sie verstößt gegen das Verbot der Diskriminierung Teilzeitbeschäftigter (§ 4 Abs. 1
TzBfG), wenn die in ihr liegende Ungleichbehandlung nicht durch sachliche Gründe gerechtfertigt ist.
Fehlen solche sachlichen Gründe, liegt regelmäßig zugleich eine gegen Vorschriften des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (§ 7 Abs. 1 AGG) verstoßende mittelbare Benachteiligung wegen des
(weiblichen) Geschlechts vor, wenn innerhalb der betroffenen Gruppe der Teilzeitbeschäftigten erheblich
mehr Frauen als Männer vertreten sind.

Diskriminierung 
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Zulagen

Steuerrechtliche Behandlung

Einige Zulagen sind steuerpflichtig, andere können steuerfrei sein (z.B. Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit unter bestimmten Voraussetzungen gem. § 3b EStG).

Sozialversicherungsrechtliche Behandlung

Zulagen können sozialversicherungspflichtig sein, wenn sie als laufender Arbeitslohn gelten

Unterschiedliche Behandlung je nach Art der Zulage

• i. d. R. sind Zulagen, soweit sie lohnsteuerfrei sind, kein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt, 
vgl. § 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 SvEV

• So sind z.B. Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge bis 25 Euro/h sozialversicherungsfrei

Privilegien bei Sozialversicherung und Lohnsteuer
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Beachte: Falsche Einordnung kann zu Nachzahlungen und Bußgeldern führen!



Anwesenheits-
prämien



Anwesenheitsprämien

Unter dem Begriff der Anwesenheitsprämien werden gemeinhin Entgeltleistungen des Arbeitgebers 
verstanden, die zusätzlich zur Festvergütung des Mitarbeiters geleistet werden und deren Höhe von 
der Zahl berechtigter oder unberechtigter Fehltage des Arbeitnehmers abhängt.

Pro und Contra
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ContraPro

Risiko der Verschleppung von KrankheitenReduzierung von Fehlzeiten

Misstrauen gegenüber der BelegschaftMotivationsschub

Potenzielle Benachteiligung gewisser Arbeitnehmergruppen 
(Eltern, chronisch kranke Arbeitnehmer, Schwerbehinderte) 

Senkung von Personalkosten

Anwesenheitsprämien sind als Arbeitslohn lohnsteuer- und sozialabgabenpflichtig.

Die Einführung oder Änderung einer Anwesenheitsprämie unterliegt der Mitbestimmung, da sie eine 
Regelung über die Verteilung von Entgeltbestandteilen darstellt (§ 87 Abs. 1 Nr. 10, 11 BetrVG).



Anwesenheitsprämien
Rechtliche Spannungsfelder
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Gleichbehandlungs-
grundsatz

(Art. 3 Abs. 1 GG)

Benachteiligungsverbot 
wg. Behinderung
(AGG & SGB IX)

Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall 
(§ 3 EFZG)

Widerspruch mit dem 
Arbeitsschutz 

(§§ 3, 5 ArbSchG)

Tarifvertragliche 
Regelungen 

(§ 4 Abs. 3 TVG)



Anwesenheitsprämien

• Für die anspruchsbegründende Gestaltung von Anwesenheitsprämien durch die Anzahl der 
Anwesenheitstage gelten die gleichen rechtlichen Grenzen wie bei Kürzungsvereinbarungen.

• Der Gesetzgeber und die Rechtsprechung erkennen Anwesenheitsprämien als legitimes, 
arbeitsrechtliches Lenkungsinstrument grundsätzlich an (BAG, Urt. v. 25.7.2001 - 10 AZR 502/00).

• Während das laufende Entgelt dem unabdingbaren Schutz des § 3 EFZG unterliegt, sind 
Sondervergütungen i.S. d. § 4a EFZG grundsätzlich einer Kürzungsvereinbarung zugänglich.

Rechtlicher Rahmen
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Anwesenheitsprämien

Arbeitsvertragliche Regelungen zu Anwesenheitsprämien dürfen den Arbeitnehmer, nicht entgegen Treu 
und Glauben unangemessen benachteiligen. Anderenfalls sind sie §§ 307 ff. BGB unwirksam: 

• unklare und unverständliche Regelungen (§ 307 Abs. 1 S. 2 BGB)

• Unvereinbarkeit mit wesentl. Grundgedanken der gesetzl. Regelung (§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB)
Ø § 4a EFZG ist zwingendes Recht (§ 12 EFZG)

Maßregelungsverbot nach § 612a BGB:

• BAG nimmt keine Maßregelung bei Kürzung der Prämie wg. Krankheit an (BAG, Urt. v. 26.10.1994 -
10 AZR 482/93).

• Bei Fehlzeiten aus anderen unverschuldeten Gründen ist zu prüfen, ob eine sachliche 
Rechtfertigung für die Kürzung der Prämie gegeben ist. Kürzungsvereinbarungen oder 
Tatbestandsmerkmale, die den Anspruch bzw. die Höhe des Anspruchs an die Voraussetzung 
knüpfen, dass der Arbeitnehmer tatsächlich gearbeitet hat, sind Ausfluss des allgemeinen 
Grundsatzes „kein Lohn ohne Arbeit”.

Rechtlicher Rahmen
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Anwesenheitsprämien

Ob eine Anwesenheitsprämie laufendes Arbeitsentgelt oder eine Sondervergütung darstellt, ist häufig 
ein Auslegungsergebnis. 

Wesentlich stellt die Rechtsprechung auf die Auszahlungszeitpunkte ab. Eine Kürzung nach § 4a EFZG 
kommt in Betracht, wenn die Prämie quartalsweise oder jährlich gezahlt wird (BAG, Urt. v. 21.1.2009 -
10 AZR 216/08). Bei monatlicher Auszahlung liegt die Vermutung nahe, dass es sich um laufendes 
Arbeitsentgelt handelt.

Weitere Indizien für laufendes Arbeitsentgelt: 

• Bezeichnung als „leistungsbezogen“ bzw. wesentlicher Zweck ist die Abgeltung von Arbeitsleistung

• unmittelbarer Zusammenhang mit der laufenden Vergütung

• Anwesenheitsprämie macht einen wesentlichen Teil der Gesamtvergütung aus

Rechtlicher Rahmen
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Laufendes Arbeitsentgelt
keine Kürzungsmöglichkeit nach § 4a EFZG

Sondervergütung
Kürzungsmöglichkeit nach § 4a EFZG



Anwesenheitsprämien

• Die Möglichkeit, Sondervergütungen aus anderen Gründen, z.B. in Fällen des § 616 BGB, zu kürzen, 
wird durch § 4a EFZG nicht berührt. Vielmehr sind die von der Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätze zu Kürzungsgrenzen einzuhalten (BAG, Urt. v. 26.10.1994 - 10 AZR 482/93).

• Die anspruchsmindernde Berücksichtigung von Zeiten, während derer das Arbeitsverhältnis 
berechtigt ruht, ist grundsätzlich möglich (bspw. Elternzeit, Pflegedienst).

• Zeiten des Mutterschutzes dürfen sich nicht anspruchsmindernd auswirken.

• Abwesenheitstage aufgrund gesetzlichen Urlaubs können sich nicht anspruchsmindernd auswirken. 
Kürzungsmöglichkeiten für den vertraglichen Mehrurlaub unter bestimmten Voraussetzungen 
möglich, aber in der Praxis wohl nicht gewollt. 

• Durch die einseitig vom Arbeitgeber gewährte Freistellung wird es dem Arbeitnehmer ohne sein 
Zutun verwehrt, die Voraussetzungen für die Anwesenheitsprämie an den Fehltagen zu erfüllen. Auch 
hier ist eine anspruchsmindernde Berücksichtigung ausgeschlossen.

• Anwesenheitsprämien können für jeden Tag, an dem der Arbeitnehmer wegen Streikteilnahme nicht 
arbeitet, gekürzt werden, ohne das Maßregelungsverbot gem. § 612a BGB zu verletzen.

Weitere (mögliche) Störfälle
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Kürzung von 
Sonderzahlungen 

bei Krankheit



Kürzung von Sonderzahlungen bei Krankheit

§ 4a EFZG – Kürzung von Sondervergütung
1Eine Vereinbarung über die Kürzung von Leistungen, die der Arbeitgeber zusätzlich zum laufenden 
Arbeitsentgelt erbringt (Sondervergütungen), ist auch für Zeiten der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit 
zulässig. 2Die Kürzung darf für jeden Tag der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ein Viertel des 
Arbeitsentgelts, das im Jahresdurchschnitt auf einen Arbeitstag entfällt, nicht überschreiten.

Die Vorschrift des § 4a EFZG stellt selbst keine Rechtsgrundlage für eine automatische Kürzung einer 
Sonderzahlung dar. Es bedarf einer vertraglichen Vereinbarung für eine solche Kürzung!

§ 4a EFZG 
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Kürzung von Sonderzahlungen bei Krankheit

• Die Kürzungsmöglichkeit bezieht sich ausschließlich auf Sondervergütungen. Dabei handelt es sich 
nach der Legaldefinition um Leistungen, die der Arbeitgeber zusätzlich zum laufenden Arbeitsentgelt 
erbringt.

• Sonderzahlungen mit reinem Entgeltcharakter, wie Provisionen, Erfolgsbeteiligungen, Boni oder 
Prämien, die ausschließlich für die Erbringung der Arbeitsleistung erbracht werden, sind als laufendes 
Arbeitsentgelt einzuordnen (LAG Niedersachen, Urt. v. 17.01.2019 - 7 Sa 490/18).

• Werden mit der Leistung andere Zwecke verfolgt oder besitzt die jeweilige 
Zahlung Mischcharakter, ist von einer Sondervergütung auszugehen. 

• Somit fallen nur „rein arbeitsleistungsbezogene Sondervergütungen“ aus dem Anwendungsbereich 
des § 4a EFZG heraus (BAG, Urt. v. 25.1.2023 – 10 AZR 116/22).

Sondervergütung vs. laufendes Arbeitsentgelt
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Kürzung von Sonderzahlungen bei Krankheit

• § 4a EFZG erfasst nur krankheitsbedingte Fehlzeiten sowie Fehlzeiten aufgrund von Vorsorge- und 
Rehabiltationsmaßnahmen (§ 9 EFZG i.V.m. § 4a EFZG).

• Kürzungen bei Arbeitsverhinderung aus persönlichen Gründen nach § 616 BGB sind nicht von 
Vereinbarung nach § 4a EFZG gedeckt. Dasselbe gilt für arbeitskampfbedingte Fehltage.

Umfang § 4a EFZG
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Kürzung von Sonderzahlungen bei Krankheit

• Obergrenze: Für jeden Tag der Arbeitsunfähigkeit kann die Gesamtprämiensumme um 25 % des 
im Jahresdurchschnitt auf einen Arbeitstag entfallenden Arbeitsentgelts gekürzt werden.

• Bei der Bemessung des in diesen Jahresdurchschnitt fallenden Arbeitsentgelts sind sämtliche 
Engeltkomponenten einzubeziehen.

Kürzungsberechnung
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Hinweis: 

Ob das Kalenderjahr oder das Zeitjahr als Zeitraum anzuwenden sind, ist nicht höchstrichterlich 
entschieden (Wortlaut spricht wohl eher für Zeitjahr). Bei Weihnachtsgeld zum Ende des Jahres, auch 
noch zum Ende November, sollte auch eine kalenderjährliche Betrachtung möglich sein.



Kürzung von Sonderzahlungen bei Krankheit

Arbeitnehmer verdient monatlich 3.000 Euro brutto und erhält zusätzlich ein Weihnachtsgeld i. H. v. 
3.000 Euro brutto. Das Weihnachtsgeld ist Ende November fällig. 

Zeitraum: Zeitjahr (01.12. bis 30.11.) (hier aber wohl auch Kalenderjahr möglich)

Arbeitsentgelt: 39.000 Euro 

Arbeitstäglicher Verdienst: 150 Euro (39.000 Euro / 260 Arbeitstage pro Jahr [52 Wochen x 5 
Arbeitstage])

¼ des arbeitstäglichen Verdienstes: 37,50 Euro

Pro Krankheitstag kann also eine Kürzung des Weihnachtsgeldes um 37,50 Euro erfolgen. Hieraus folgt, 
dass bei 80 Krankheitstagen im Jahr kein Anspruch mehr auf Weihnachtsgeld besteht. 

Beispielberechnung
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Kürzung von Sonderzahlungen bei Krankheit
Musterformulierung

10.07.2025 Prof. Dr. Martin Maties & Lennard Looschen61

„Der Arbeitgeber ist berechtigt, eine Jahressondervergütung [nach/gemäß […]] für Fehlzeiten des 
Arbeitnehmers zu kürzen, unabhängig davon, ob während dieser Fehlzeiten Entgeltansprüche 
bestehen. In einem solchen Fall erfolgt eine Kürzung etwaiger Zuwendungen um 1/60 pro Fehltag, für 
Fehltage wegen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit jedoch pro Fehltag höchstens um ¼ des 
Arbeitsentgelts, das im Jahresdurchschnitt auf einen Arbeitstag entfällt. Fehlzeiten, die durch 
Mutterschutzfristen entstehen, sind hiervon ausgenommen.“



Sachleistungen als 
Gehaltsbestandteil

(z. B. Dienstwagen, Kitaplätze, 
Handy, Fahrrad, Fitnessstudio)



Sachleistungen

Allgemeine Sachbezüge (z. B. Gutscheine, Tankkarten, Präsentkörbe)

Sachbezugswerte bis zu 50 Euro pro Monat steuer- (§ 8 Abs. 2 S. 11 EStG) und sozialversicherungsfrei 
(§ 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 SvEV).

• zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn

• keine Bargeldauszahlung, keine Überweisung

Anlassbezogene persönliche Sachbezüge (z. B. Geburtstag, Hochzeit, Nachwuchs, Jubiläen, Prüfungen)

• bis maximal 60 Euro pro Anlass steuer- und sozialversicherungsfrei

• Freigrenze, kein Freibetrag; ABER Kombination mit allgemeinen Sachbezügen möglich

Sachbezüge
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Beachte: 

Freigrenze, kein Freibetrag: bei > 50 Euro ist der gesamte Betrag steuer- und beitragspflichtig



Sachleistungen

• Arbeitgeberzuschüsse zur Kinderbetreuung sind gem. § 3 Nr. 33 EStG unbegrenzt steuerfrei, 
wenn:
- das Kind nicht schulpflichtig ist (typischerweise bis ca. 6 Jahre)
- die Betreuung außerhalb des Haushalts erfolgt (z. B. Kita, Krippe, Tagesmutter, Kindergarten, 

Hort)
- die Leistung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erfolgt (keine 

Gehaltsumwandlung!)

• Der Zuschuss ist zweckgebunden und die Kosten müssen tatsächlich anfallen (Nachweispflicht).

• keine feste gesetzliche Höchstgrenze im Gesetz (in der Praxis werden i.d.R. 100% übernommen)

• Zuschüsse sind sozialversicherungsfrei (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 SvEV).

• reale Entlastung für den Arbeitnehmer - 100% absetzbare Betriebsausgabe für den Arbeitgeber

• starke Bindungswirkung bei jungen Eltern und perspektivisch langfristigen Arbeitnehmer

Kinderbetreuung 
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Sachleistungen

Beschäftigte können ein Fahrrad oder E-Bike (bis 25 km/h) vom Betrieb erhalten, ohne den 
geldwerten Vorteil versteuern zu müssen.

Voraussetzung: Unternehmen stellt das Rad zusätzlich zum normalen Lohn zur Verfügung

• steuerfrei gem. § 3 Nr. 37 EStG

• sozialversicherungsfrei § 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV i.V.m. § 1 Abs. 1 S. 2 SvEV

Nicht: Überlassung des Firmenfahrrads erfolgt im Rahmen einer Gehaltsumwandlung

• steuer- und sozialversicherungspflichtiger geldwerter Vorteil

• 0,25 % (seit 2020) der auf volle 100 Euro abgerundeten unverbindlichen Preisempfehlung (Brutto-
UVP) des überlassenen Firmenrads

• Private Nutzung ist jeweils erlaubt

• Aufladen ist jeweils steuerfrei, sofern zusätzlich zum Arbeitsentgelt gewährt

Dienstrad 
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Sachleistungen

• private Nutzung eines Firmenwagens ist als geldwerter Vorteil steuer- & sozialversicherungspflichtig

• Versteuerung meist pauschal mit 1 % des Bruttolistenpreises pro Monat (sog. 1 %-Regel)

• zusätzlich 0,03 % pro Entfernungskilometer zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte

• Alternative: Fahrtenbuch, aber aufwändig in der Praxis.

• E-Autos & Plug-in-Hybride steuerlich begünstigt (so z.B. nur 0,25 % bei reinen E-Autos bis 60.000 Euro)

Fazit und Vergleich mit dem Dienstrad:

• Dienstfahrrad (zusätzlich zum Lohn): steuer- und beitragsfrei – besonders attraktiv

• Dienstwagen: klassisch, aber teuer in der Versteuerung – v.a. bei privater Nutzung und langer 
Pendelstrecke

• E-Autos werden steuerlich massiv begünstigt

Dienstwagen und Dienstrad
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Sachleistungen

Zuschüsse zu Fahrtkosten

• Arbeitgeber bezuschusst Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 

• können pauschal versteuert werden (15%-Pauschalsteuer + Soli + ggf. Kirchensteuer)

• Konsequenz für Arbeitnehmer: Reduziert absetzbare Entfernungspauschale

Jobticket

• Arbeitgeber übernimmt die Kosten für Monats-, Jahres- oder Deutschlandticket im ÖPNV

• vollständig steuerfrei, wenn sie zusätzlich zum Arbeitslohn gezahlt werden (§ 3 Nr. 15 EStG)

• sozialversicherungsfrei (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 SvEV)

• private Nutzung möglich

• Jobticket führt zur Reduktion der Entfernungspauschale à keine doppelte Vergünstigung für 
Arbeitnehmer

Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsort 
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Sachleistungen

Handy und PC, Tablets oder Software-Zubehör darf der Arbeitgeber den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern steuer- und sozialversicherungsfrei überlassen (§ 3 Nr. 45 EStG).

• sofern dies lediglich leihweise erfolgt à Gerät muss aber Eigentum des Unternehmens bleiben!

• Geräte dürfen privat genutzt werden.

• Steuerpflicht entsteht erst mit Übereignung der Geräte.

• Arbeitgeber können den geldwerten Vorteil dann pauschal abgelten (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 EStG), 
wobei der Zeitwert (nicht der ehemalige Anschaffungspreis) angesetzt wird.

• mobile Endgeräte von enormer – gerade bei privater Nutzung – persönlicher Bedeutung

• à „kleine“ Ausgabe mit hoher Bindungskraft/-wirkung

Mobile Endgeräte
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Sachleistungen

Gesundheitsfördernde Maßnahmen

• Zuschüsse für Fitness, Präventionskurse etc. bis 600 Euro pro Jahr steuerfrei (§ 3 Nr. 34 EStG)

• zusätzlich zum Arbeitslohn, keine Gehaltsumwandlung!

1. Maßnahmen zur individuellen verhaltensbezogenen Prävention (sog. Präventionskurse)

• müssen durch Krankenkassen zertifiziert sein (vgl. § 20 Abs. 4 Nr. 1, Abs. 5 S. 1 SGB V)

• betrieblicher Aufwand ist niedrig

2. Maßnahmen zur betrieblichen Gesundheitsförderung

• erfordert einen strukturierten innerbetrieblichen Prozess (höherer betrieblicher Aufwand)

• Dokumentationspflicht, aber keine Zertifizierung durch Krankenkasse nötig

• bestenfalls: Geringere Krankheitsausfälle und bessere Produktivität

• jedenfalls: Förderung von Wohlbefinden und Arbeitgeberimage

Gesundheitsfördernde Maßnahmen 
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Sachleistungen

• Erzielte Preisvorteile durch Personalrabatte sind gem. § 8 Abs. 3 EStG bis zu einem Freibetrag 
von 1.080 Euro pro Kalenderjahr steuerfrei.

• Umfasst werden Waren oder Dienstleistungen, die der Arbeitgeber Dritten regulär anbietet.

• Jahresbetrag! – wird nicht auf monatliche Lohnzahlungszeiträume aufgeteilt.

• Referenzpreis für die Berechnung des Vorteils ist der Endpreis ggü. Dritten abzgl. 4%.

• Alternativ: Der günstigste Preis der konkreten Ware/Dienstleistung auf dem Markt

Personalrabatte
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Sachleistungen

Unterstützungsleistungen von privaten Arbeitgebern an einzelne Arbeitnehmer in

• Krankheits- und Unglücksfällen

können bis zu 600 Euro je Kalenderjahr steuerfrei erfolgen (LStR 2023, R 3.11 Abs. 2), wenn sie

• aus einer mit eigenen Mitteln des Arbeitgebers geschaffenen, aber von ihm unabhängigen und mit 
ausreichender Selbständigkeit ausgestatteten, Einrichtung gewährt werden;

• aus Beträgen gezahlt werden, die der Arbeitgeber dem Betriebsrat oder sonstigen Vertretern der 
Arbeitnehmer zu dem Zweck überweist, aus diesen Beträgen Unterstützungen an die 
Arbeitnehmer ohne maßgebenden Einfluss des Arbeitgebers zu gewähren;

• vom Arbeitgeber selbst erst nach Anhörung des Betriebsrats oder sonstiger Vertreter der 
Arbeitnehmer gewährt oder nach einheitlichen Grundsätzen bewilligt werden, denen der 
Betriebsrat oder sonstige Vertreter der Arbeitnehmer zugestimmt haben.

• Auch mehr als 600 Euro steuerfrei möglich, wenn ein besonderer Notfall vorliegt

Unterstützung in Notfällen
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Sachleistungen

• Fort- und Weiterbildungskosten, vgl. § 3 Nr. 19 EStG

- steuerfrei (und sozialversicherungsfrei), wenn im betrieblichen Interesse

- signalisiert Wertschätzung & Entwicklungschance

• Zuschuss für Umzugskosten oder doppelte Haushaltsführung, vgl. § 3 Nr. 16 Var. 2, 3 EStG

- maximal 4.500 Euro pro Kalenderjahr für Umzüge

- notwendige Zweitwohnung in der Nähe der ersten Tätigkeitsstätte => umfasst z.B. Kosten der 
Zweitwohnung bis zur Höhe von 1000 Euro/mtl. oder notwendige Nebenkosten wie Umzugskosten

- attraktiv für „ferne“ potenzielle Arbeitnehmer à größerer „Anwerbungsradius“

- gleichzeitig hohe Bindungswirkung wegen Umzug für die Arbeitsstelle

Weitere Beispiele für zusätzliche Leistungen
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